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Daniel Leisegang

Piraten auf Schlingerkurs

Vor wenig mehr als einem Jahr ging 
ein politisches Beben durch die Repu-
blik: Quasi aus dem Nichts heraus en-
terte die Piratenpartei erst das Berliner 
Abgeordnetenhaus, dann – innerhalb 
weniger Monate – die Landtage im 
Saarland, in Schleswig-Holstein und 
in Nordrhein-Westfalen. Zwischen-
zeitlich lagen die Piraten in bundes-
weiten Umfragen bei über 13 Prozent 
und damit noch vor den Grünen.

Die selbst ernannte „digitale Volks-
partei“ trat mit dem Versprechen an, 
die eingefahrene Parteiendemokra-
tie mit einer transparenten und basis-
demokratischen Mitmach-Politik zu 
erneuern. Von der anfänglichen Auf-
bruchstimmung ist jedoch kaum et-
was geblieben: Momentan bieten die 
Piraten vielmehr das Bild einer zutiefst 
zerstrittenen Partei. Statt politischer 
Interessenkonflikte dominieren Belei-
digungen, Eitelkeiten und Missgunst – 
beispielsweise im Streit um das jüngs-
te Buch von Julia Schramm oder die 
Einkommensverhältnisse des ehren-
amtlich tätigen politischen Geschäfts-
führers Johannes Ponader.1

Der Dauerzank überlagert die in-
haltlichen Debatten und reibt die Füh-
rungsriege auf. Inzwischen liegt der 
Wähleranteil der Piraten in bundes-
weiten Umfragen unter fünf Prozent – 
Tendenz weiter sinkend. Damit droht 
die Partei nicht nur bei den im Januar 
anstehenden Landtagswahlen in Nie-
dersachsen zu scheitern, sondern in 
gut einem Jahr auch den Einzug in den 
Bundestag zu verpassen.

Den Piraten bleibt nicht mehr viel 
Zeit, das Ruder herumzureißen – zu-

1 	 Vgl. Authentisch in den Abgrund, „Zeit Online“,  
5.10.2012.

mal der Kraftakt gewaltig ausfallen 
müsste. Denn die Partei steht vor drei 
großen Herausforderungen: Sie muss 
ihre Politikfähigkeit zurückgewin-
nen, die chronische Finanznot besei-
tigen und ein konsistentes Wahlpro-
gramm verabschieden. Ob den Piraten 
diese Wende gelingt, muss bereits der 
nächste Bundesparteitag zeigen, der 
vom 24. bis 25. November in Bochum 
stattfindet.

Wozu Piraten?

Für den Absturz in den Umfragen sind 
nicht allein die parteiinternen Zänke-
reien verantwortlich. Weitaus gravie-
render ist, dass die Piraten bis heute 
den Beweis ihrer Politikfähigkeit und 
damit ihrer politischen Relevanz schul-
dig bleiben. In keiner der jüngsten 
bundespolitischen Debatten haben sie 
einen nennenswerten Beitrag geleistet 
– weder im Hinblick auf die Eurokrise, 
noch bei der Diskussion um die Alters-
armut oder die sich dahinschleppende 
Energiewende.

Selbst bei ihren eigenen Kernthe-
men – Transparenz und Urheberrecht – 
konnten sie nicht punkten. In der hitzi-
gen Diskussion um die Nebeneinkünf-
te des designierten SPD-Kanzlerkan-
didaten Peer Steinbrück ließen sie sich 
von Union und FDP regelrecht über-
rumpeln. Und bei dem eigentlich nach-
geordneten, für die eigene Wähler-
klientel jedoch vergleichsweise wichti-
gen Thema des Leistungsschutzrechts 
initiierten die Piraten zwar eine On-
line-Petition, diese scheiterte jedoch 
kläglich: Am Ende hatten nur rund 
21 400 der erforderlichen 50 000 Unter-
stützer per Mausklick unterzeichnet – 
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was nicht einmal zwei Drittel der rund 
34 000 Parteimitglieder entspricht.

Aber die Piraten scheitern nicht nur 
daran, ihre Anhänger zu mobilisieren. 
Offenbar gehen ihnen auch die politi-
schen Visionen verloren. Selbst Vor-
schläge aus den eigenen Reihen in 
einem Kernbereich ihres Selbstver-
ständnisses – der Reform des Urhe-
berrechts – fallen überraschend blut-
leer aus. Nachdem die interne Debatte 
über Monate stockte, legte der Frak-
tionsvorsitzende der Berliner Piraten, 
Christopher Lauer, Anfang September 
überraschend einen eigenen Entwurf 
vor, um die Grundlage für eine Bun-
desratsinitiative zu legen. 

Doch bereits das Vorgehen Lauers 
wurde heftig kritisiert, weil er damit 
die basisdemokratischen Entschei-
dungsstrukturen der Piraten überging. 
Aber auch inhaltlich bleibt das Papier 
weit hinter den Kernforderungen der 
Piraten zurück. Denn während das 
Grundsatzprogramm beispielsweise 
die radikale Verkürzung der Laufzei-
ten von sogenannten Schutzfristen so-
wie die Legalisierung von nichtkom-
merziellen Kopien fordert, sieht der 
Entwurf gerade einmal „Ergänzun-
gen“ zum bestehenden Urheberrecht 
vor: So soll die Dauer von Schutzfristen 
auf europäischer Ebene diskutiert und 
gegebenenfalls verkürzt werden. Zu-
dem dürfen die Anwaltskosten für Ab-
mahnungen, die die Tauschbörsennut-
zer tragen, in Zukunft 100 Euro nicht 
übersteigen, sofern die Nutzung privat 
erfolgt. 

Lauers Entwurf weist damit zwar 
in die richtige Richtung, den zentra-
len Konflikt – die private Nutzung von 
künstlerischen Werken im Internet 
und deren gewerbsmäßige Abmah-
nung – kann er aber nicht lösen. Zu 
Recht sehen daher selbst wohlwollende  
Beobachter in Lauers Papier nur einen 
„Urheberrechtsreförmchen-Vorschlag 
ohne große Vision“.2 

2 	 Vgl. Berliner Piraten zum Urheberrecht: Fast 
schon zu brav?, www.netzpolitik.org, 4.9.2012.

Strategische Eigentore

Dass die politischen Vorstöße der Pi-
raten häufig mehr Schaden als Nutzen 
anrichteten, hat in erster Linie auch 
mit einer falschen oder sogar gänzlich 
fehlenden Kommunikationsstrategie 
zu tun.

So zeigten mehrere Parteimitglie-
der im August den nordrhein-westfäli-
schen Finanzminister Norbert Walter-
Borjans an. Dieser hatte in der Schweiz 
Datenträger mit den Namen mutmaß-
licher Steuerhinterzieher gekauft. Die 
Begründung für die Anzeige – die 
Steuerdaten unterlägen „dem Bankge-
heimnis und anderen schutzwürdigen 
Interessen“3 – steht jedoch in eklatan-
tem Widerspruch zum Transparenz-
Gebot der Piraten. Dass der ansonsten 
propagierte unbedingte Wille zu Of-
fenheit und Ehrlichkeit ausgerechnet 
bei der Aufklärung von Steuerverbre-
chen an seine Grenzen stößt, hat daher 
zu Recht Transparenzverfechter in den 
eigenen Reihen wie auch politische 
Bündnispartner verstimmt. 

Nur wenig später ging die Bundes-
pressestelle der Piratenpartei gegen 
die eigene Arbeitsgruppe zur Atom-
politik „AG Nukleria“ juristisch vor. 
Der Grund: Die Gruppe aus etwa 20 Pi-
raten tritt nach eigenen Angaben für 
eine „moderne und sichere Nutzung 
der Kernenergie“ ein und hatte dafür 
unter dem Piratenlabel geworben – 
entgegen der offiziellen Parteiposition. 

Die Bundespressestelle drohte dar-
aufhin mit einer gerichtlichen Unter-
lassungsverfügung. Mit diesem har-
schen Vorgehen schoss sich die Partei 
jedoch ein weiteres Eigentor. Denn die 
Abmahnung verfolgte vor allem das 
Ziel, jede innerparteiliche Debatte im 
Keim zu ersticken. Sie steht damit im 
krassen Gegensatz zum hochgehalte-
nen Anspruch der Piraten, inhaltliche 
Konflikte offen und sachlich auszu- 
tragen.

3 	 Steuer-CD – Piraten zeigen Finanzminister an, 
www.welt.de, 17.8.2012.
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Klamme Kassen

Neben diesen eminenten inhaltlichen 
Schwächen haben die Piraten auch mit 
handfesten strukturellen Problemen 
zu kämpfen – allen voran mit einer 
chronischen Finanznot. 

Knapp die Hälfte der Parteimitglie-
der hat ihren Jahresbeitrag in Höhe 
von 48 Euro bis heute nicht beglichen. 
Daher steht den Piraten bislang nur et-
wa ein Drittel der benötigten eine Mio. 
Euro zur Verfügung, um den Wahl-
kampf im kommenden Jahr profes-
sionell bestreiten zu können.4 Insge-
samt kann die Partei zwar mit mehr als  
1,5 Mio. Euro aus der staatlichen Par-
teienfinanzierung rechnen; dieser Zu-
schuss darf jedoch nicht höher ausfal-
len als die eigenen Einnahmen. Daher 
hängt das Überleben der Piraten maß-
geblich von der Zahlungsmoral ihrer 
Mitglieder ab. Inzwischen sind sogar 
Mahngebühren sowie eine feste Man-
datsträgerabgabe im Gespräch, die al-
lerdings die Mehrheit der Abgeordne-
ten ablehnt.

Wie die Partei unter diesen Voraus-
setzungen einen erfolgreichen Wahl-
kampf bestreiten will, steht derzeit 
noch in den Sternen. Und ob sie ihrem 
Versprechen, bis spätestens April 2013 
„keine Antworten mehr schuldig“ 
zu sein – wie von ihrem Vorsitzenden 
Bernd Schlömer angekündigt –, tat-
sächlich halten kann, darf ebenfalls 
bezweifelt werden.

Doch immerhin, es gibt einen Hoff-
nungsschimmer: In den letzten Mona-
ten haben die Piraten intensiv – und 
weitgehend unbemerkt von der me-
dialen Öffentlichkeit – an ihren wirt-
schafts-, europa- und außenpolitischen 
Positionen gearbeitet. 

Damit kommen sie der Forderung 
von Kritikern nach, sich in ihrem Pro-
gramm nicht nur auf Netzthemen zu 
beschränken. Das eigentlich Überra-
schende bei alledem ist nur: Entgegen 

4 	 Vgl. Piraten-Chef will geizigen Parteifreun-
den Mahnungen schicken, „Spiegel Online“, 
5.8.2012.

ihres Anspruchs auf Erneuerung setzt 
das Programm der Piraten vor allem 
auf altbekannte Ideen.

Auf den Spuren Ludwig Erhards

Exemplarisch dafür sind die wirt-
schaftspolitischen Anträge, die auf 
dem Bundesparteitag zur Entschei-
dung stehen.5 Sie orientieren sich weit-
gehend an den Prinzipien der sozia-
len Marktwirtschaft. So spricht sich 
ein Antrag – ganz im Sinne Ludwig 
Erhards – für einen „wirtschaftspoliti-
schen Ordnungsrahmen“ aus, der den 
„Ausgleich zwischen den klassischen 
volkswirtschaftlichen Zielen, Wachs-
tum, Stabilität, hohem Beschäftigungs-
grad und Außenwirtschaftsgleichge-
wicht [...] herstellt“. Dem schließt sich 
ein anderer, weiter gehender Vor-
schlag an. Er plädiert ebenfalls für eine 
„echte soziale Marktwirtschaft“, for-
dert aber nachdrücklicher als der ers-
te Maßnahmen zur Existenzsicherung 
ein – wie etwa die Einführung eines 
bedingungslosen Grundeinkommens, 
gekoppelt an die sozialpolitische „Brü-
ckentechnologie“ eines bundesweiten 
gesetzlichen Mindestlohns.6 

Fest steht: Mit ihren wirtschaftspoli-
tischen Forderungen werden die Pira-
ten Mühe haben, sich von den anderen 
Parteien abzugrenzen. Denn Ludwig 
Erhard steht heute über Parteigrenzen 
hinweg hoch im Kurs: Von der CDU 
bis sogar hin zur Linkspartei erfahren 
dessen Thesen derzeit eine Renais-
sance. Und auch wenn sich die For-
derung nach einem bedingungslosen 
Grundeinkommen in dieser Klarheit 
bisher nicht bei anderen Parteien fin-
det, vergleichbare Ansätze werden – 
neben der Einführung eines Mindest-
lohns – auch dort diskutiert.

5 	 Beide gehen zurück auf die Europa- und Wirt-
schaftskonferenz „EuWiKon“, zu der die Pira-
ten Ende September eingeladen hatten. Vgl. 
www.euwikon.de. 

6 	 Vgl. http://wiki.piratenpartei.de/Antrag:Bun-
desparteitag_2012.2/Antragsportal/PA091.
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Ähnlich sieht es bei den außenpoliti-
schen Forderungen der Piraten aus, 
über die der Bundesparteitag ent-
scheiden soll7 – und die fast wortgleich 
auch in den Programmen von SPD und 
Grünen wiederzufinden sind. Die ein-
zige hervorstechende Forderung be-
steht darin, dass Friedensmissionen 
nicht nur im Einklang mit dem Völ-
kerrecht stehen sollen, sondern zu-
sätzlich durch einen Volksentscheid 
legitimiert sein müssen. Damit tragen 
die Piraten zwar ihrem Anspruch nach 
mehr direkter Demokratie Rechnung – 
allerdings auch nur, „sofern dies mög-
lich ist“.8 

Zwischen Konsolidierung  
und Originalität 

Die entscheidende Frage lautet daher, 
ob die Piratenpartei mit einem der-
art blassen Programm erfolgreich die 
Bundestagswahl bestreiten kann – zu-
mal sie für Positionen wirbt, die andere 
Parteien bereits seit langem besetzen.

Gewiss, die Anträge zum Bundes-
parteitag lassen das Bestreben der Pi-
raten erkennen, ihre großen program-
matischen Leerstellen aufzufüllen. 
Ein konsistentes und von der Mehrheit 
der Mitglieder getragenes Programm 
kann außerdem dazu beitragen, die in-
ternen Querelen zu beenden, den Zu-
sammenhalt zu stärken und die Partei 
so nach innen zu konsolidieren.

Der Haken bei alledem ist nur: Mit 
ihrem Streben nach innerer Konsoli-
dierung präsentieren sich die Piraten 
fast schon als Normalo-Partei. 

Zwar kommt ihnen ein seriöses Auf-
treten an anderer Stelle zugute, et-
wa wenn sie seit Mitte Oktober erst-
mals einem Untersuchungsausschuss 
im Berliner Abgeordnetenhaus vor-

7 	 Ende Juli fand die „2. Potsdamer Konferenz“ 
statt, auf der die Piraten Fragen zur Außen-, 
Europa- und Entwicklungspolitik diskutierten, 
vgl. www.potsdamer-konferenz.org.

8 	 Vgl. http://wiki.piratenpartei.de/Antrag:Bun-
desparteitag_2012.2/Antragsportal/PA062.

sitzen. Dieser soll Licht in das milliar-
denschwere Planungs- und Kostende-
saster des neuen Berliner Flughafens 
bringen. Aus Sicht der Piratenführung 
bietet die parlamentarische Bewäh-
rungsprobe zugleich die Möglichkeit, 
im Laufe der kommenden Monate – 
und damit parallel zum Bundestags-
wahlkampf – verlorenen Boden wett zu 
machen.

Doch selbst mit beharrlicher Parla-
mentsarbeit werden die Piraten – und 
das macht ihr Dilemma aus – keine 
Wahlen gewinnen. Denn der große Zu-
spruch, den sie noch vor einem Jahr er-
hielten, hatte zwei wesentliche Grün-
de: zum einen die Enttäuschung der 
Wähler über die Politik der etablierten 
Parteien, zum anderen die den Piraten 
eigene unerschrockene Unerfahren-
heit.

Es war vor allem diese politische 
Naivität, die es den Politikneulingen 
erlaubte, unkonventionelle und bis-
weilen auch unausgereifte Vorschläge 
in die Debatte zu werfen. Weil die Pi-
raten zudem zuallererst das politische 
Ziel ausrufen und erst danach fragen, 
wie sich dieses verwirklichen lässt, 
wohnt diesen Forderungen stets auch 
etwas Utopisches inne – so etwa, wenn 
sie nach einer radikalen Reform des 
Urheberrechts, dem bedingungslosen 
Grundeinkommen oder auch nach der 
kostenlosen Nutzung des öffentlichen 
Nahverkehrs verlangen. 

Den Piraten bleibt somit nur ein 
Weg: Sie müssen die notwendige Kon-
solidierung nach innen mit dem Mut 
nach neuen Ideen verknüpfen. Auf die-
se Weise können sie auch die vorherr-
schende Alternativlosigkeit in der Par-
teienpolitik hierzulande aufbrechen. 
Und nur dann wäre die Piratenpartei 
auch eine echte Bereicherung im Deut-
schen Bundestag. 
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